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Mehr Kräfte für die Pflege
ver.di will schnell die bundes -
einheitliche Personalbemessung
für die stationäre Altenpflege.

Es hat sich ein Flickenteppich über
Deutschland ausgebreitet. Auf
 welchem Wohnbereich wie viele
Pflegekräfte arbeiten, hängt davon
ab, in welchem Bundesland wir uns
befinden. Nicht der reale Bedarf
bestimmt den Personalschlüssel,
 sondern gesetzliche Vorgaben jedes
einzelnen Bundeslandes sowie Ver -
handlungen zwischen Kosten trägern
und Pflegeheimen. Das Ergebnis ken-
nen wir: überlastetes Personal, unzu-
reichend versorgte Bewohnerinnen
und Bewohner und unzufriedene
Angehörige.

ver.di setzt sich seit langem dafür
ein, dass dieser Zustand beendet
wird. Und endlich folgt die Politik:
Ein an dem Bedarf der pflegebedürf-
tigen Menschen orientierter Einsatz
von qualifizierten Pflegekräften soll
bundesweit einheitlich kommen. 
So steht es in dem neuen Pflegestär -
kungs gesetz II. Allerdings frühestens
im Jahr 2020. Bis dahin braucht es,
ein wissenschaftliches Verfahren auf

den Weg zu bringen. Das dauert viel
zu lange. Die Kolleginnen und Kol -
legen auf den Wohnbereichen sind
längst an ihrer Belastungs grenze. Die
Pflege braucht mehr Kräfte. Jetzt.

ver.di hat ein Gutachten zur
gesetzlichen Personalbemessung in
Auftrag gegeben und der Politik im
Februar vorgestellt. Die Ergebnisse:
Die Kriterien für das neue Personal -
bemessungsverfahren müssen stim-
men, damit auch eine gute Versor -
gungsqualität gewährleistet werden
kann. Das heißt: Mehr Qualität gibt
es nur durch mehr neue Pflegefach -
kräfte. Die billige Lösung – mehr

Pflegehilfskräfte – kann sogar den
jetzigen Standard verschlechtern.
Das Verhältnis muss also stimmen.
Gute Qualität gibt es nur mit gut
ausgebildetem Personal.

Ein Personalbemessungs ver -
fahren allein wird jedoch die Pflege -
misere nicht richten. Die besseren
Personalstandards müssen in den
Pflegesatzverhandlungen auch be -
rücksichtigt werden. Und ihre Ein -
haltung muss überprüft werden –
mit harten Sanktionen für jene
Einrichtungen, die schummeln. Hier
sind die Behörden der Bundesländer
in die Pflicht zu nehmen.

Damit schnell mehr Personal in
die Altenpflege kommt und dieses
Personal auch besser bezahlt wird,
müssen unsere Kolleginnen und
Kollegen in den Einrichtungen darauf
einwirken, dass ihre Arbeitgeber
regelmäßig Pflegesatzverhandlungen
führen. Denn mit dem 1. Januar
2017 wird der neue Pflegebedürftig -
keits begriff wirksam. Auch dies eine
jahrelange Forderung von ver.di. Ab
dann wird mehr Geld zur Verfügung
stehen. Aber automatisch wird es
nicht am Pflegebett und bei den
Beschäftigten ankommen. Denn das
neue Pflegekonzept wird den Be -
wohner/innen nur zugute kommen,
wenn genug Personal zur Ver fügung
steht, um es auch umzusetzen. Mehr
Leistung mit jetzt schon viel zu we -
nig Personal kann nicht funktionieren. 

ver.di fordert für den Über gang
bis zum Jahr 2020 als Sofort maß -
nahme einen Schlüssel von einer
Pflegekraft pro zwei Bewohnerinnen
und Bewohnern. Und in der
Nachtschicht soll keine Pflegekraft
mehr alleine arbeiten müssen. b

Dietmar Erdmeier

Kirchliche und private Altenheim-Betreiber haben in Schleswig-
Holstein millionenschweren Sozialversicherungsbetrug begangen
und etliche Pflegekräfte als Scheinselbständige beschäftigt.
Das regt uns als ver.di auf, weil:
• die betroffenen Kolleginnen und Kollegen ohne soziale Absicherung
arbeiten. Die Folge: Altersarmut und teils fehlende Krankenversicherung.

• den betroffenen Kolleginnen und Kollegen das unternehmerische Risiko
aufgebürdet wird: Bei geringerer Aufragslage müssen sie als Erste gehen.

• die Bewohnerinnen und Bewohner eine schlechtere Pflegequalität er -
halten, wenn das Personal häufig ausgewechselt wird.

• die Arbeitgeber sich um ihre Beiträge für die Sozialkassen  drücken. b

Der Aufreger
ver.di plant Aktion zur Personalbemessung in Rostock-
Warnemünde
ver.di fährt zur Gesundheitsministerkonferenz am 29. Juni nach Rostock-
Warnemünde und will mit einer Aktion unter dem Motto „Die Altenpflege
geht baden“ die Politikerinnen und Politiker eindringlich daran erinnern,
dass höchste Eile geboten ist, die Personalschlüssel in der stationären
Altenpflege aufzuwerten. Denn sonst wird der neue Pflegebedürftigkeits -
begriff in der Praxis keine Wirkung zeigen und die Kolleginnen und Kolle -
gen weiter unter Druck setzten. Je mehr Kolleginnen und Kollegen aus der
Altenpflege nach Rostock kommen, umso besser! b
Ansprechpartner: Dietmar Erdmeier. dietmar.erdmeier@verdi.de

Weg mit dem Flickenteppich
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Zum 1. Februar trat in Baden-
Württemberg eine neue Landes -
personalverordnung für die
Pflege in Kraft. Endlich gibt es
eine Unterscheidung zwischen
Pflegefachkräften, sonstigen
Fachkräften und Assistenz kräf -
ten sowie eine Mindest beset -
zung im Nachtdienst. Ansonsten
kommt mit diesem Gesetz eine
Verschlechterung der Pflege -
qualität.

• Aufweichen der Fachkraftquote:
Die Fachkraftquote von 50 Prozent
kann unter bestimmten Voraus -
setzungen ohne fachlichen Grund
auf 40 Prozent und sogar noch
darunter abgesenkt werden.

• Weniger Anwesenheit von Fach -
kräften: Im Tagesdurchschnitt muss
je eine Pflegefachkraft pro 30 Be -
wohner/innen eingesetzt werden.
Bisher galt die ständige Anwesen -
heit einer Fachkraft je 25 Bewoh -
ner/innen.

• Unterbesetzung im Nachtdienst:
Eine Pflegefachkraft im Nacht -

dienst pro 45 Bewohner/innen
wird als ausreichend definiert. Ab
der zweiten Nachtwache (bei mehr
als 45 Bewohnerinnen und Be -
wohnern) gilt nur noch eine Fach -
kraftquote von 50 Prozent.

• Verschlechterung der Ausbildungs -
qualität: Auszubildende im 3. Aus -
bildungsjahr können mit 0,2 Voll -
zeitäquivalenten auf die Fachkraft -
quote angerechnet werden.

• Hintertürchen bei der Weiter bil -
dung: Fort- und Weiterbildung sind
zwar zwingend als Arbeitszeit an -
zu rechnen und auch in der Arbeits -
zeit zu ermöglichen. Aller dings ist
der Arbeitgeber nur noch zur

Unter stützung und nicht mehr zur
Ermöglichung der Weite rbildung
verpflichtet.

• Verminderte Anforderungen an die
Leitung: Fachlich geeignet zur
Einrichtungsleitung soll u.a. sein,
wer eine dreijährige Ausbildung
zur Fachkraft im Gesundheits- und
Sozialwesen und eine mindestens
2-jährige hauptberufliche Tätigkeit
in einer stationären Einrichtung
innerhalb der letzten 5 Jahre nach-
weisen kann. Eine entsprechende
Weiterbildung wird auf die 2-jähri-
ge Tätigkeit angerechnet, ist aber
nicht verpflichtend. b

Witold Konermann

Top und Flop in der Pflege
Baden-Württemberg

Die neue Personalverordnung
zum Bremischen Wohn- und Be -
treuungsgesetz galt zunächst als
eine Verbesserung der Pflege.
Mit ihrer Umsetzung kommen
aber nun einige Pro bleme auf
die Kolleg/innen in Bremen zu.
Wesentliche Errungen schaften
dieses Gesetzes wurden per
Durchführungsverordnung außer
Kraft gesetzt.

So sollen, anders als im Gesetz vor-
gesehen, auch Kräfte nach § 87b,
Azubis und selbst FSJler und Bufdis
zu den Unterstützungsleistungen
gerechnet werden, wenn das formlos
beantragt wird. Eigentlich sollen laut
Personalverordnung gerade diese
 Be schäftigten nicht angerechnet wer-
den, was ja auch Sinn macht, da es
sich bei diesen Beschäftigten nicht
um ausgebildete Alten pfleger/in  nen
und auch nicht um ausgebildete
Altenpflegehelfer/innen handelt.
Ein Mitarbeiter des Senats für

Soziales und Wohnen betonte bei
einem Gespräch mit dem Betriebs -
rat der AWO Bremen, dass es kei-
nen Widerspruch zwischen Durch -
füh rungs  verordnung und Personal -
verord nung gebe. Bremen als
 kleines Haus haltsnotlageland habe
in dem neuen Gesetz vielmehr 
die höchste Präsenz von Personal
(3:30) durchgesetzt. Die Wohn-
und Be treuungsaufsicht sicher te
zu, die Einhaltung der Prä senz ab
dem 1. Mai streng zu kontrollieren. 

Die Behörde schreibe im Mo -
ment mit Hochdruck an einer
neuen Personalverordnung. „Offen -
bar hat die Behörde doch erkannt,
dass Zweifel aufkommen, wenn 
es neben einem Gesetz und einer
Personal verordnung auch noch eine
Durch führungsverord nung gibt“,
sagt Arno Ostfeld, Betriebsratsvor -
sitzender der AWO Bremen. b

Kerstin Bringmann

Verwässerte Umsetzung
der Personalverordnung

Bremen

Das ist der Gipfel
Überstunden in der Pflege

hochgerechneten Überstunden bei
rund 30 pro Beschäftigten, die
zum Stichtag 31. März 2016 nicht
durch Freizeit oder in Form von
Geld ausgeglichen waren. Das ist
das Ergebnis einer aktuellen bun-
desweiten Befragung von ver.di in
Krankenhäusern und Altenpflege -
einrichtungen. 

    ver.di sagt: Dieser Berg muss
weg. Und das schnell. b

Michael Dehmlow
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Zeit für Protest: Am Internati -
onalen Tag der Pflegenden 
am 12.5.2016 hat ver.di eine
 bundesweite Aktion vor Alten -
pflege  einrichtungen und
 Kran kenhäusern organisiert. 

Denn:  Der Überstundenberg ist irre
hoch: 35,7 Millionen Über stun den
schieben die Beschäftigten in den
Krankenhäusern vor sich her, 32,5
Überstunden pro Person. In der
Altenpflege ist die Situation ähnlich
schlecht. Hier liegt die Zahl der
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Die Reform der Pflegeaus bil -
dung geht in die entscheidende
Phase.

Das Gesetzgebungsverfahren zum
Pflegeberufsgesetz ist in einer ent-
scheidenden Phase. Am 30. Mai fand
die öffentliche Anhörung im Bundes -
tag statt. Der weitere Zeitplan bleibt
abzuwarten. Die Aufwertung der
Pflegeberufe ist überfällig. Dazu ge -
hört auch eine zukunftsgerechte Aus -
bildung. Wichtig ist, dass die zentra-
len Weichen jetzt in die richtige Rich -
tung gestellt werden. Positiv sind die
längst überfällige Schulgeld frei heit,
das vorgesehene Umlageverfah ren
und die Vorgaben zum Umfang der
Praxisanleitung in der beruflichen
Pflegeausbildung. In zentralen Punk -
ten besteht allerdings erheblicher
Nachbesserungsbedarf.

Zum Inhalt: Veränderte Anforde -
rungen machen es sinnvoll, die Aus -
bildungen in den Pflegeberufen
näher zusammenzuführen. Doch es

gibt auch ernst zu nehmende Be -
fürchtungen. Vor allem in der Kinder -
kranken- und Altenpflege sieht man
das notwendige spezifische Wissen
der Berufe verloren gehen – es
macht einen fachlichen Unter schied,
einen alten Menschen zu pflegen
oder ein Kleinkind. Daher unser
Vorschlag für die integrierte Ausbil -
dung: bis zu zwei gemeinsame Jahre
und eine Phase der Speziali sierung
von mindestens einem Jahr. Natür -
lich muss die Berufsfähigkeit nach
Abschluss der Ausbildung gegeben
sein.

Die Anfang März vorgelegten
Eckpunkte zur Ausbildungs- und
Prüfungsverordnung enthalten
durch aus einige positive Schritte: So
sollen die betriebliche Anbindung
und zumindest eine gewisse Ver tie -
fung im Rahmen der generalistischen
Ausbildung gewährleistet werden.
Nicht gut ist, dass der Vertiefungs -
bereich der praktischen Ausbildung
sich nicht in der theoretischen Aus -

bildung widerspiegelt. Allerdings sind
die Eckpunkte noch viel zu allge-
mein, um sie abschließend bewerten
zu können. Dafür ist der angekün-
digte Entwurf der Ausbildungs- und
Prüfungsverordnung erforderlich. 

Wer die Pflegeberufe wertschät-
zen will, muss die betriebliche Mit -
bestimmung sichern. Betriebsräte,
Personalräte oder Jugend- und Aus -
zubildendenvertretungen müssen
auch künftig mitreden und mitent-
scheiden können. Dafür muss in
jedem Fall der Ausbildungsvertrag
mit dem Betrieb geschlossen wer-
den. Eine Pflegeschule hat keine
Durchsetzungsmöglichkeiten, um
Probleme der im Betrieb stattfinden-
den Ausbildung lösen zu können.
Deshalb will ver.di, dass die betrieb -
lichen Mitbestimmungsrechte aus-
nahmslos ge sichert werden. b

Delphine Pommier/
Melanie Wehrheim

Weitere Informationen auf der Seite
„Reform der Pflegeausbildung“:
https://gesundheit-soziales.
verdi.de/berufe/pflegeberufe/
reform-der-pflegeausbildung

Vertiefung muss drin sein

Wie steht es um die Ausbildung
in der Altenpflege?
Die Zufriedenheit in den Pflege -
berufen ist niedriger als in
anderen Ausbildungsberufen.

infopost: Was tun?
Mario Gembus, ver.di-Jugend -
sekretär FB3: Ausbildung muss vor
allem  wieder Ausbildung sein dürfen.
Auszubil dende möchten erst einen
Beruf erlernen und müssen nicht ab
dem ersten Tag alles wissen oder
bewältigen können. Leider führt der
hohe Arbeitsdruck in den Wohn -
bereichen und auf den Stationen bei
einer viel zu dünnen Personaldecke
dazu, dass Auszubildende bereits
sehr früh mit in die Verantwortung
genommen werden. Etwa mit dem
„Stations-Hopping“: Auszubildende
werden kurzfristig, unplanmäßig ver-
setzt. Wie ein flexibler Personalpool.
Eine strukturierte Ausbildung ist aber

die Grundvoraussetzung, um schritt-
weise die notwendigen Tätigkeiten
zu erlernen und Routinen zu ent -
wickeln. Wie soll das gehen, wenn
Auszubildende aus ihrem geplanten
Einsatzbereich wiederholt heraus -
gerissen werden? 

Die Ausbildungsbedingungen
gelten als belastend.
Erschreckend. Als negativen Spitzen -
reiter geben die Auszubildenden das
Arbeiten unter Zeitdruck an. Ebenso
gibt es einen großen Anteil Auszubil -
dender, die regelmäßig Überstunden
leisten. Das ist nach geltendem Aus -
bildungsrecht unzulässig und nur in
Ausnahmefällen möglich. Die Arbeit -
geber sind gefordert, Ausbildungs -
pläne einzuhalten, praktische
Anleitung sicherzustellen und die
Bedingungen belastungsarm zu

gestalten. Absolut unverständlich ist
es zudem, dass in der Altenpflege
Auszubildende noch Geld zur Aus -
bildung mitbringen müssen. In fast
der Hälfte aller Bundesländer wird
noch ein Schulgeld erhoben. Hier
sind die betroffenen Länder gefor-
dert, eine Finanzierungsumlage ein-
zuführen. Niemand sollte für seine
Ausbildung zahlen.

Wo will ver.di ansetzen?
Wir setzen uns für ausreichend Per -
sonal in der Pflege ein. Unsere
Befragung zeigt, dass die examinier-
ten Kolleg/innen sich oft keine Zeit
für die Ausbildung nehmen können.
Wenn die Versorgung gesichert
wäre, sinkt der eigene Druck und
steigt die Möglichkeit, sich der Aus -
bildung zu widmen. Deshalb ist eine
gesetzliche Personalbemessung not-

wendig. In der Altenpflege sind wir
da zwar schon etwas weiter als in
den Krankenhäusern. Jedoch fordern
wir die Umsetzung der beschlosse-
nen Regelungen schon jetzt und
nicht erst in einigen Jahren. Wir
brauchen sofort mehr Personal. b

Fragen: Uta von Schrenk

Ein rundum gelungener Treffpunkt:
ver.di war auf der Messe „Die
Altenpflege“ vom 8. bis 10. März
in Hannover mit einem gut be -
suchten Stand vertreten. Es wurde
viel nachgefragt und lebhaft dis-
kutiert – vor allem die Ausbil -
dungs reform und die Qualität der
Ausbildung und eine bundes -
einheitliche gesetzliche Personal -
bemessung für die stationäre
Altenpflege. Zu der Messe kamen
rund 28.000 Besucher/innen. b

Judith Lauer

ver.di auf der Messe
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Maßnahmen der 
ver.di-TherapieHeilmittel nach Maßgabe

des Kataloges:
Bei Rückforderungen vom Arbeitgeber 
nehmen Sie Kontakt mit Ihrer 
ver.di-Bezirksgeschäftsstelle auf!

Diagnose:
Ein Arbeitgeber in der Pflege (Magdeburg) stellt einen Fehler sei-
ner Soft ware fest: Über neun Monate wurden den Beschäf tigten
zu wenig Sozial beiträge und Steuern abgezogen. Inner halb von
drei Monaten fordert er diese Beträge zurück und zieht den Be -
schäftigten monatlich zwischen 100 und 300 Euro vom Gehalt ab.

Therapieziele:
Die Patientin sollte regelmäßig ihre Gehaltsabrechnung prüfen.
Bei Unregel mäßigkeiten oder Rückforderungen vom Arbeitgeber
sollte sie Kontakt mit ihrer ver.di-Bezirksgeschäftsstelle auf -
nehmen. Ziel der Therapie ist die Geltendmachung gesetzlicher
oder tariflicher Ansprüche. „Denn wer
nicht die richtigen Fragen stellt, ver-
zichtet auf Geld – und das in einer
Branche, in der ohnehin so gering
gezahlt wird“, sagt Christine Stoffl,
zuständig für Altenpflege in ver.di-
Sachsen-Anhalt.

Wie verschaffen sich die Pflege -
berufe Respekt und erhalten die
Anerkennung, die ihnen zusteht?
Viele erhoffen sich dies durch
die Errichtung von Pflegekam -
mern. Aber wollen sie eine
Pflicht mitgliedschaft und Pflicht -
 beiträge? Die Befragun gen hier-
zu sind widersprüchlich. Und ist
die Pflegekammer überhaupt
das geeignete Instrument?

Im Fokus der Pflegekammern steht
der Schutz der Menschen vor un -
sachgemäßer Pflege. Dazu sollen
Berufsordnungen erlassen und deren
Einhaltung überwacht werden –
inklusive Sanktionen. Doch lässt sich
so eine sichere Qualität der Versor -
gung erzielen, wenn es hinten und
vorne an Personal fehlt? Was wir alle
brauchen, sind bessere Arbeitsbedin -
gungen. Und die erhalten wir nur
durch wirkungsvolle Maßnahmen –
wie die gesetzliche Personalbemes -
sung. Da dürfen wir den Gesetzgeber
nicht aus der Verantwortung entlas-
sen. Wenn wir etwas für uns errei-
chen wollen, brauchen wir also eine
starke, selbstbewusste Bewegung.
Pflegekammern lösen die zentralen
Probleme in der Pflege nicht.

Es verwundert daher nicht, dass
die Einführung von Pflegekammern
umstritten ist. In Niedersachsen
brachte dies breiter Protest von Pfle -
genden, ver.di und Verbänden zum
Ausdruck. Dennoch hat die Landes -

regierung einen entsprechenden Ge -
setzentwurf eingebracht. Mit einer
Verabschiedung ist nach der Som -
mer pause zu rechnen. Parallel wird
die Errichtung der Pflegekammer seit
fast einem Jahr vorbereitet. „Die
Pflegekammer in Niedersachsen wird
ihre Versprechen nicht einlösen, weil
sie an den eigentlichen Problemen in
der Pflege nichts ändern kann“, sagt
Aysun Tutkunkardes von ver.di Nie -
dersachsen. „Die Landesregie rung
sollte sich lieber mit den eigentlichen
Themen – Personal mangel und
schlechte Bezahlung gerade in der
Altenpflege – beschäftigen.“

In Rheinland-Pfalz ist die erste
Pflegekammer bereits eingerichtet.
Ihre Bilanz ist nach den ersten hun-
dert Tagen aus ver.di-Sicht zweifel-
haft: Bisher habe diese für die über
40.000 examinierten Pflegekräfte
in Rheinland-Pfalz keinerlei positive
Auswirkungen. Im Gegenteil: Die
Pflegekammer hatte nicht registrier-
ten Kammermitgliedern Bußgeld -
bescheide bis zu 240 Euro zukommen
zu lassen. Zugleich hatte sich die
Kammer um eine großzügige Ent -
schädigung der Vorstands mit glieder
bemüht. Als „fragwürdiges Vor ge -
hen“, bezeichnete dies Frank Hut -
macher von ver.di Rheinland-Pfalz. b

Uta von Schrenk

https://gesundheit-soziales.
verdi.de/berufe/pflegeberufe/
pflegekammer 

Pflegekammern lösen die
Probleme nicht

Niedersachsen und Rheinland-Pfalz

Fachtagung

13. bis 14. Juni 2016
Fachtagung für betriebliche
Interessen vertretungen aus der
Altenpflege in Göttingen.
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